


 



 
Pestizidverbot, elektronische Identität, CO2-Gesetz: Was die Schweizer Stimmberechtigten nicht wol-
len, ist bekannt. Und was sie und weitere Einwohner besonders belastet, weiss man dank dem Sorgen-
barometer 2021. In absteigender Reihenfolge: die Pandemie und ihre Folgen, Umweltschutz und Kli-
mawandel, AHV und Altersvorsorge sowie die Beziehungen mit der EU. 
Doch was wünschen sich die Menschen, die in der Schweiz leben? Die «NZZ am Sonntag» hat nach-
gefragt und einige interessante Antworten bekommen. 
 

Schmitt schlägt deshalb vor, Volksinitiativen oder Referenden nicht mehr auf reine Ja- oder Nein-Ent-
scheide zu reduzieren, sondern sie inhaltlich aufzuteilen, so dass die verschiedenen Aspekte einer Vor-
lage einzeln bejaht oder verneint werden können. Am Ende würden dann alle Einzelentscheide ausge-
wertet und Abstimmungsresultate erzeugt, welche die Meinungen der Stimmberechtigten besser re-
flektierten. Die Auswertung würden digitale Abstimmungsassistenten übernehmen.
 
Ein anderer Vorschlag kommt von Albina Muhtari, Chefin des Online-Magazins «Baba News». Sie 
bedauert, dass jede vierte Person in der Schweiz kein Stimmrecht hat, obwohl sie Steuern bezahlt. Es 
sei unfair, dass nicht wählen darf, wer seit Jahren in der Schweiz lebt, das System kennt und sich dem-
zufolge einbürgern lassen könnte. Umgekehrt gebe es Schweizer, die wählen dürfen, aber kein politi-
sches Wissen haben und das Stimmrecht sozusagen erben. Wahlresultate seien so nicht repräsentativ, 
weil faktisch eine Minderheit über die Mehrheit entscheidet. 
Letzteres kann laut Markus Freitag, Professor für Politikwissenschaft an der Universität Bern, zu Poli-
tikverdruss führen. Auch er würde es begrüssen, wenn alle, die seit fünf Jahren in der Schweiz leben, 
hier Steuern zahlen und Kontakte pflegen, die Chance auf das Stimmrecht bekommen und die Zukunft 
mitgestalten könnten. 
 

 



Angesichts der Probleme, welche beispielsweise die AHV und die Pensionskasse haben, würde der 
Politikwissenschaftler Andreas Gross gerne in die Struktur der schweizerischen Sozialwerke eingrei-
fen. Wie in Dänemark, Italien oder Albanien sollte es seiner Meinung nach auch in der Schweiz ein 
Grundeinkommen geben – ein vom Recht auf Leben abgeleitetes Grundrecht, das allen ihre Existenz 
garantiert. Er würde es MHVV nennen – Menschliche Hilfs- und Versorgungsversicherung.  
Finanzierbar wäre diese, wenn jede Finanztransaktion mit einem Zehntelpromille belastet würde. Wer 
folglich am Bancomat 300 Franken bezieht, zahlt einen Zehntausendstel an die MHVV, sprich 3 Rap-
pen. Und wenn Aktien im Wert von einer halben Million gehandelt werden, dann wird diese Transak-
tion mit 5000 Franken belastet.  
Ab dem 20. Altersjahr könnte die MHVV so monatlich 2500 Franken pro Kopf betragen. Dadurch hät-
ten die Menschen hierzulande im Alter keine Existenzängste mehr und müssten sich auch während ih-
res Erwerbslebens nicht mehr jede Arbeit, jeden Chef und jede andere Zumutung gefallen lassen.  
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